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Zugestellt

an Rev.Kläcer

am 19.2.1963,
an Rev.Eeklagten
am 18.2.1963

I m N a m e n d e s V o l k e 3

In Sachen
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.&2ägez’amäzeyfszazszezzzgae,

hat dar 9. Senat des Bundessozialgerichts ohne münd—
liche Verhandlung am 31. Januar 1963 unter Mitwir—
kung Von '

sénatspräsident Dr. W e i B
als Vorsitzenden,

BUmdesriohter Dr. M a i s c h und
B“ndesrichter S c h i n d l e r

als weiteren Eerufsrichtern,

Eundessozialrichter Dr. M a u d e r und
Bundessozialrichter R ö b e r

als ehrenamtlichen Beisitzern,

..>für Rechterkannt:

“AUf die Revision des Beklagten wird das Urteil des
BaHerischen Landessozialgerichts vom 2. Februar

1962, soweit es die Pflegezulage und die K05ten
betrifft, aufgehoben. In diesem Umfang wird der

'] Rechl?8streit zur erneuten Verhandlung und Entschei—
dung an das Landessozialgericht zurückverwiesen.

V o n R e c h t s w e g e n.
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_ 2 _ .

G r ü n d e :_____——-——___

Der 1958 verstorbene Ehemann der Klägerin zu 1) (Ma) bezog

wegen Verlustes des rechten Oberschenkels als Folge einer

1917 erlittenen Verwundung Versorgungsrente nach einer Minde—

rung der Erwerbsfähigkeit (MdB) um 80 V„Ho nach dem Bundes—

versorgung5gesetz (BVG)° Im November 1953 erlitt er einen

Schlaganfall, der eine rechtsseitige Lähmung und Durchblutungs—

störungen am
linken Bein zur Folge hatte° Im April 1954 ließ

M‚ Rentenerhöhung und Bewilligung einer "Begleitperson" bean—

tragen° DCrgFacharzt für Chirurgie und Urologie Dro wn„„lnm

hielt M° damals für erwerbsunfähig und pflegebedürftig, führ—

te jedoch die Verschlimmerung seines Gesundheitszustendee

nicht auf die Schädigung zurück‚ Dr„ S ===12=‚ Facharzt für

Orthopädie, machte für die Gehbehinderung vor allem den

Schlaganfall verantwortlich° Das Versorgungsemt lehnte mit Be—

scheid vom25. mai 1954eine Rentenerhöhungab° Der Wider—
spruch blieb erfolglos° Das Sozialgericht (SG) verurteilte den

Beklagten mit Urteil vom 1° Juli 1957, zusätzlich zu dem seit—

her anerkannten Körperschaden (Verlust des rechten Oberschen—

kels, kurzer stumpf) Diabetes und essentielle Hypertonie mit

Schädigung des Herzmuskels und der Gehirn— und Coronararte—

rien als mittelbare Schädigungsfolgen anzuerkennen.und M„ ab

1° April 1954 Rente nach einer MdB um 100 V„H° zu gewähren°

Auf die Berufung des Beklagten zog das Landessozielgerieht
(LSG) Krankenunterlagen bei und holte ein Aktengutachten des

Chefarztes der medizinischen und Nervenklinik der Städtischen

Krankenanstalten Wuppertal—Barmen, Prof° Dr° ein-===:eino Der

Gutachter verneinte einen ursächlichen Zusammenhang des

Schlaganfall—Leidens bei diabetischer und hypertonischcr Ge—

fäßsklerosc mit der Schädigung aus dem ersten Weltkrieg? be—

fürwortete jedoch die Zuerkennung einer Rente nach einer MdB

um 100 V„H° Er bemerkte, M„ sei durch den Schlaganiall prak—

tisch hilflos gew0rden° Die-Klägerin zu 1) legte Anschlußbc%
r_\_m+n D»P1 nru■nng ein mit een Antrag, neben.der 100%igen Renue illege—

‚_,
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.” zulage nach Stufe I, hilfsweise Rente nach einer MdB um 80 v„H°

und Pflegezulage nach Stufe I zuzusprechen° Das LSG hob auf

die Berufung des Beklagten mit Urteil vom 2° Februar 1962 das

SG—Urteil auf und wies die Klage ab, soweit sie die Rentoncr—

höhung betraf, Auf die Anschlußberufung verurteilte es den Be—

,
klagten, vom 1„ April 1954 bis 51° Mai 1958 Pflegezdhge nach

Stufe I zu gewähren, Es ließ die Revision zu, weil über die

grundsätZliche Rechtsfrage zu entscheiden gewesen sei, ob die

Rente eines Beschädigten beim Hinzutreten wehrdienstunabhängi—

ger Gesundheitsstörungen zu erhöhen ist° ‘

Gegen dieses Urteil hat nur der Beklagte Revision eingelegto

Er vertritt die Auffassung,_das LSG habe die Zulassung der

Revision auf den Rentenanspruch des Klägers beschränkt, Soweit

der Beklagte durch das LSG—Urteil beschwert sei, werde jedoch die

ein wesentlicher Mangel des Verfahrens gerügt; das L‚G habe zu

Unrecht die Voraussetzungen zur Gewährung von Pflegezulage

für gegeben erachtet° Es habe unterlassen, näher darzulegen,

welche Tatsachen es auf Grund der Gutachten des Dr„ Wärvrwrr

und des Prof„Dr° Stmmma auf die es sich gestützt habe, als

festgestellt angesehen habe° Diese ärztlichen Äußerungen

reichten nicht aus, um beurteilen zu können, ob der Beschä—

digtc hilflos im Sinne des 5 35 BVG war; sie setzten sich
nicht konkret mit der Frage auseinander, ob der Kläger nicht

nur für einzelne, sondern für die gewöhnlichen Verrichtungen

‚ im Ablauf des täglichen Lebens in erheblichem Umfang fremder

Hilfe dauernd bedurfte° Das LSG habe die Ungeklärtheit in tat—-

süchlicher Hinsicht offenbar erkannt, wenn es ausführte, nä—

here Feststellungen darüber, welche Handlungen Mo seit April

1954 im einzelnen noch verrichten konnte, seien nicht mehr

möglich, Äbgesehen davon, daß die Frage, ob Hilflosigkeit be—

stehe, zunüchst eine Tatfrage sei, die nicht allein nach den

ärztlichen Gutachten beantwortet werden dürfe, sei nicht ein—

zusehen, weshalb nähere Feststellungen tatsächlicher Art nicht
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mehr möglich wären° Das LSG habe Gründe dafür nicht genannt,

Solche Feststellungen hätten auch im Zeitpunkt des Urteilser—

lasses noch getroffen werden können und müSscn, Die gehörten

„rzte‚ insbesondere Profd)r° Steera hätten sich bezüglichfgsg

der HilflosiäkcitazubEinzblfragon üuBöintüübböh. Notwendig

wäre es ferner gewesen, hierzu Zeugen zu hören; soxor allem

die Ehefrau, nahe Verwandte, Leute aus der Bekanntschaft,

Hauseinwohner, Arbeitskollegen, somit Personen, die Auskunft

'hätten geben können, ob M, bei den Verrichtungen im Ablauf

des täglichen Lebens in erheblichem Umfang fremder Hilfe dau—

ernd bedurfte, Durch die Unterlassung dieser notwendigen und

möglichen Aufklärung habe das LSG die @@103, 128 SGGver—
letzt° Zu Unrecht habe es ferner auch angenommen, die Hilf—

losigkeit sei wesentlich durch die anerkannten Schädigungs—

folgen bedingt° Das LSG habe diese Frage mangelSueigener

Sachkunde und ohne ausreichende medizinische Feststellungen

nicht entscheiden dürfen, Es habe sich gedrängt fühlen müs—

sen,dr■köreinen ärztlichen Sachverständigen zu hören; auch

hierdurch seien die @@103, 128 SGG verletzt° Der Beklagte

beantragt, das Urteil des Bayerischen LSG vom 2, Februar

1962 insoweit aufzuheben, als der Beklagte verurteilt wird,

den Miterben des Johann \q===-—-=:-vom 1.‚ April 1954 bis zum "51,
Mai 1958 Pflegézulage nach Stufe I zu gewähren, und die An—

schluöberufung der Klägerin zu 1) zurückzuweisen,;

Die Kläger beantragen, die Revision zurückzuwe‚isen° Sie sind

der Auffassung, daß die Revision schlechthin zugelassen sei,

da die Zulassung nur auf einen bestimmten Anspruch, aber nicht

auf eine bestimmte Rechtsfragc beschränkt werden könne° Im
übrigen lagen die gerügten Verfahrensmängel nicht vor,

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne münd—

liche Verhandlung gemäß 5 124 Abs, 2 SGG einverstanden er—

klärt° "’ “" ‘
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Die Revision ist form— und fristgerecht eingelegt und begrün—

det werden (5% 164, 166 SGG)° Der Senat konnte dahingestellt

lassen, ob das LSG trotz uneingeschränkter Revisionszulassung

im Tenor die Zulassung der Revision (@ 162 Abs" 1 Nr, 1 SGG)

in an sich zulässiger Weise (vglo BSG 3, 135) auf den neben

der Pflegezulage strittigen Rentenanspruch beschränkt hat oder

_
beschränken wollte° Hierauf könnte die für die Zulassung gege—

-‘bene Begründung, die unter Umständen zur Auslegung heranzu— '

ziehen ist (vgl„ BSG 10, 269, 272) möglicherweise hindeuten°
'-Die Revision des Beklagten erwies sich jedenfalls nach @ 162.

Abs° 1 Nr, 2 SGG als statthaft, weil die Verfahrensrügen man—

gelnder Saehaufklärung (@ 103 SGG) und der Verletzung des

@ 128 SGGdurchgreifeno * ;■' .« “

Mit Recht beanstandet der Beklagte, das LSG habe sich bei der

Frage, ob M, hilflos im Sinne des © 35 BVG war, im wesentlichen
mit dem Hinweis begnügt, nähere Feststellungen darüber, welche

Handlungen m, seit April 1954 im einzelnen noch verrichten kenn—'

te, seien nicht mehr möglich° Für die Frage, ob das LSG seiner

Aufklärungspflicht genügt hat, kommt es darauf an, ob der fest—

gestellte Sachverhalt vom sachlich—rechtlichen Standpunkt des

LSG aus zur Entscheidung ausreichte oder ob er das LSG zu wei—

teren Ermittlungen hätte drängen müssen (vgl° BSG in 8029 SGG

@ 103 Bl° Da 2 Nr° 7)° Hit dem Argument, nähere Feststellungen

über die Handlungen, die M, seit 1954 noch im einzelnen ver—
richten konntc, seien nicht mehr möglich, hat das LSG zutref—

fend den Reehtsstandpunkt eingenommen, es komme auf die dem

Ehemann noch möglichen, gewöhnlichen und regelmäßig wiederkeh—
renden Verrichtungen des täglichen Lebens an, also aufhdie

Feststellung, ob er das An— und Auskleiden, Essen und Trinken,

Waschen, Verriehten der Notdurft, die notwendige und mögliche

körperliche Bewegung noch selbst ausführen könnc(vgl° BSG 12,

20, 23)° In dieser Hinsicht hat das LSG jedoch keine Fest—
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stellungen getroffen, obwohl solChe noch möglich wareno Zu—

treffend weist der Beklagte darauf hin, daß darüber Personen7

die mit dem Kläger regelmäßig zusammenkamen, hätten gehört

werden können und müssen° In der Unterlassung dieser notwen—

digen Sacheufklärung liegt eine Verletzung des 5 103 SGG„

Die weitere'ßrwägung des LSG, daß nähere Ermittlungen über

den Grad der Hilflosigkeit "auch nicht erforderlich” seien,

zumal Prof° Dr° St=e==den.Beschädigten im Hinblick auf dessen

schlöchte Gehfähigkeit als "praktiSCh hilflos" bezeichnet

habe, ist unter Verletzung des @ 128 SGG zustande gekommeno
Denn das LSG konnte bei verfahrensrechtlich einwandfreier Wür—

digung dieses Gutachtens nicht zu der Schlußfolgerung gelan—

gen, daß nunmehr eine weitere Aufklärung über den Grad der Hilf—

losigkcit nicht erforderlich sei. Prof., Dr„ St—#====hattosich
nicht zur Frage der Hilflosigkeit, sondern nur dazu zu äußern9

ob Diabetes und Hypertonie mit ihren Auswirkungen wahrschein—
' lich mittelbare Folgen der im ersten Weltkrieg erlittenen

Schädigung seien° Der Gutachter hat dies verneint, aber die

Rentenerhöhung für berechtigt gehalten, weil für die looüige

$rwerbsbeschränkung dos DB—Leiden eine entsbheiüende Rolle

gespielt habe° Zum Grad der Hilflosigkeit hat der Gutachter

nicht Stellung
genommen° Er hat lediglich zur Veranschauli—

chung der insgesamt schwierigen Lage des Mo ganz allgemein

darauf hingewiesen, daß ein rechtsseitig amputicrter Mensch
durch einen linksseitigen Schlaganfall in eine ungleich un—

günstigere Lage versetzt werde als ein normalbeiniger Mensch,

denn er werde durch den Schlaganfall praktisch hilfloso Ganz

abgesehen von der beachtlichen Einschränkung, die in dem Wort

praktisch liegt, ist der Gutachter auf die vom LSG für recht—

lich wesentlich gehaltenen Handlungen, die M° seit April 1954

im einzelnen noch verrichten konnte, nicht eingegangen° Aus

dem Gutachten ist vielmehr zu schließen‚ daß Pro■Dr° Sturm

im wesentlichen nur die Gehfähigkeit des M. im Auge gehabt hat0
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'—7—'_

Wenn das LSG trotzdem die.weitere Ermittlung der von M° im
einzelnen noch möglichen Handlungen nicht für erforderlich

hielt, hat es aus dem Gutachten einen nicht gerechtfertigten

Schluß gezogen und damit die seinem Recht der freien Beweis—

würdigung (@ 128 Abs° 1 Satz 1 SGG) gezogenen Grenzen über—

schritten (vgl.o BSG in SozR SGG @ 128 Bl° Da 5 Nr, 12), Auch

dieser Mangel ist von der Revision in ausreichender Form ge—

rügt° ‘ ‘ ‘ ' '

Auf Grund dieser Verfahrensmüngel (@@103, 128 5GG) idt die
Revision bereits statthaft, so daß dahingestellt bleiben

konnte, ob auch die weiteren Revisionsrügen‚durchgreifen°

Die Revision ist auch begründet° Es ist die Möglichkeit

nicht auzuschließen, daß das Urteil anders ausgefallen wäre,

wenn das LSG seiner Saehaufklärungspflicht genügt und weitere

Ermittlungen darüber angestellt hätte, welche Handlungen Mo

seit 1954 im einzelnen noch verrichten konnte° Solche Erhe—

bungen waren auch nicht etwa deshalb entbehrlich, weil Dro

Wk:::rr1954 festgestellt hatte: Antragsteller ist heute pfle—

gebedürftig, doch ist diese Bedürftigkeit durch das Kriegs—

leiden nicht bedingt, Denn diese kurze nicht näher begründete

medizinische Feststellung reicht nicht aus, um Hilflosigkeit

im Sinne des % 35 BVG bejahen zu können, zumal diese Frage nach

der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) keine rein

medizinische, sondern eine Tatfrage ist, die unabhängig von

der medizinischen Au■ässung geprüft werden muß (vgl° BSG 8, 97)°

®emgemäß war das angefochtene Urteil, soweit es die Pflege— '

anlage und die Kostenentscheidung betrifft, aufzuheben°

Eine Entscheidung in der Sache selbst
war dem Senat mangels

der hierzu notwendigen einwandfreien tatsächlichen Feststel—

lungen nicht möglich° Der Rechtsstreit war deshalb gemäß
@ 170 Abs° 2 Satz 2 SGG in dem vorerwähnten Umfang zur wei—

teren Verhandlung und Entscheidung an das LSG zurückzuverwei—

sen° Dieses wird im weiteren Verfahren auch zu prüfen haben,
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ob die Anschlußberufung nur von der Klägerin zu 1) — wie

das LSG bisher angenommen hat — oder auch von dem Nachlaß—

pfleger Georg Mrf=n=für die noch unbekannten Miterben als

eingelegt anzusehen ist, nachdem der Naehlaßpfleger am 24°

Mai 1961 erklärt hatte, er schließe sich den von der Witwe

gestellten oder noch zu stellenden Anträgen an„

Die Kostenentscheidung bleibt dem den Rechtsstreit abschlies—

senden Urteil vorbehalteno
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